
Aktenzeichen; I m N a m e n d e e V o l k e s

_1_tig, J..3z’_6_1_
‚In Sachen

Verkündet . .
Klägers und Revisionsklägers,

am 26.September 1962 g e g en

. 0 o o 0 o o o 0 0 o o u a a o o o a o o = o o «

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7" Senat dee Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 26, September 1962,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ B e r n d t
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr‚ K l ä ß ' und

Bundesrichter Dr. K r e b s
als weitere Berufsrichter,’

'Bundessozialrichterin Dr‘ K o l b ' und
Bundessozialrichtcr H e r k l o t 2

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 26° September

1961 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

V o n R e c h t s w e g e n.
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G rigwn d_g‚:

I. Der Kläger ist als selbständiger Rechtsanwalt tätig, gleich—

zeitig aber auch als Angestellter bei der Deutschen Waren- '
Treuhand—AG beSchäftigt. Nachden bereits Beiträge nach dem

Kindergeldgesetz (KGG) für vorausgeggngene Jahre von ihm ge—
fordert und entrichtet worden waren, wurde der Kläger von der

Beklagten mit Bescheid (Heberollenauszug) vom 29‘ Oktober 1959

auf Zahlung eines Beitrags von 40,—— DM für 1958 und eines

_Vorschusses in gleicher Höhe für 1959 herangezogen„ Sein Wider—

spruch hiergegen, mit dem er seine BeiträgepflichtSverneinte‚

weil bereits die Aktiengesellsehaft als Arbeitgeberih für

seine Person einen Kopfbeitrag entriehte, blieb erfolglos

(Widerspruchsbescheid vom 12„August 1960). Die Klage auf Auf—
hebung der angefochtenen Bescheide wies das Sozialgericht

— SG — ab (Urteil vom 15„ Dezember 1960)° Die Berufung des

Klägers wurde vom Landessozialgericht — LSG — (Urteil vom
26° September 1961) zurückgewiesen; es bejahte - wie das SG —
die Rechtmäßigkeit der angefochtenen Bescheide, da eine unzu—

'lässige doppelte Beitragserhebung nicht vorliege„ Die Beitrags—

pflicht des Klägers als selbständiger Rechtsanwalt ergebe sich’

aus @ 10 Abs. 1 KGG; hierbei komme es nicht darauf an, ob er

diese oder die.Arbeitnehmertätigkcit überwiegend ausübe° Die

Schongrenze des 5 11 Abs. 1_Satz 3 KGG habe der Kläger jeden—

falls nicht geltend gemacht. Er werde auch nur einnal zu Dei—

trägen herangezogen, und zwar als Unternehmer. Soweit seine

Arbeitgeberin ebenfalls Beiträge entridhte, beruhe dies auf

deren eigener Beitragspflicht„ Die Waren—Treuhand—AG zahle
lalso nicht einen_Beitrag des Klägers° Ferner liege kein Fall

der Beitragskonkurrenz vor, wie er etwa in 5 11 Abs. 5 Satz 1

KGGgeregelt seio.Der Kläger gehöre nur einer Eamilienaus— ‘

gleichskasse (DAK) an und schulde persönlich auch nur einmal

den Beitrag‚;8eine finanzielle Belastung werde durch die Bei—

träge der Arbeitgeberin nicht erhöht; sie entspreche der seiner

Berufskollegen‚ Die vom Kläger vertretene Auffassung müsse

auch zu dem vom Gesetzgeber nicht gewollten Ergebnis führcn„
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daß sich jeder Selbständige durch Aufnahme einer gering ent—

lehnten abhängigen Beschäftiv bung seiner Beitragspflicht als

Selbständiger entledigen könne.

-Revision wurde zugelassen.

Gegen das am 5. Oktober 1961 zugestéllte Urteil legte der

Kläger am 2. November 1961 Revision ein und begründete diese

— nach Fristverlängerung gemäß 5 164 Abs. 1 Satz 2 des Sozial-
gerichtsgesetzes (SGG) — am 4. Januar 1962. Die Beklagte forde-

re entweder von ihm oder von der Waren—Treuhänd-AG zu Unrecht

Beiträge nach dem KGG° Dessen Grundgedanke sei nach der Ent—

scheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) die Schaf—

fung eines iusgleichs für die durch eine größere Kinderzahl

bedingten erhöhten Familienlasten„ Der Gesetzgeber-habe dabei
nicht den Teg des Zuschlags zum Arbeitslohn beschritten, um
kinderreiche Arbeitnehmer

vor Nachteilen zu bewahren, sondern

die Belastung so verteilt, daß sie von der Kinderz hl der in

einem Betrieb Bas chäfti gten—unabhängig blieb; Dies sei durch:

die einseitige Verpflichtung der Arbeitgeber, die das BVerfG
gebilligt habe, erreicht worden. Ihre ausschließliche Heran-

ziehung könne nur unter dem Gesichtspunkt der Fürsorgepflicht

für zulässig gehalten werden; das bedeute, daß d;1e Arbeit-

geber die Beiträge f ü r die Arbeitnehmer leisten. Ihre
Sozialleistung sei also im Grunde Entgelt aus dem Arbeits-

verhältnis° Daher widerspreehe es dem Sinn und Zweck des KGG,

daß ein Selbständiger
,

der gle*i chzeitig abhängig tätig sei,

im Rahmen_der Gesamtumla ge zu Kindergeldbeitr % n herange-

zogen werde, obwohl bereits sein Arbeitgeber diesen Anteil

*
leiste° Wenn das Gesetz im 5 11 Abs. 3 KGG bei Selbständigen,
die mehrere Tätigkeiten ausüben, zur Vermeidung von Doppel-

belastungen die.mehrfache Heranziehung zu Beiträgen bei ver—

schiedenen Familiénausgleichskassen verbiete, so müsse der—

selbe Grundsatz auch bei der gleichzeitigen Tätigkeit als
Selbständiger und als Arbeitnehmer gelten° Das LSG habe bei

- seiner Meinung, er - der Kläger - sei finanziell nicht dor-

p?lt belastet, übersehen, daß bei Bejahung seiner Beitr age—
pflicht dann jedenfalls ni eht die Waren—Treuhand— AG be“tragse
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pfliehtig sei; denn dies würde sich sicherlich nicht mit dem_

_
vertragen, was das BVerfG zur Rechtfertigung der Anspruchnahme

'III„

der Arbeitgeber ausgeführt habe. Da die Aktiengesellsehaft je—

doch den von ihm in seiner Eigenschaft als Selbständiger ge—

schuldeten Beitrag bereits als Dritter geleistet habe, könne

er nicht mehr verpflichtet sein, ihn noch einmal zu bezahleno

Der Kläger beantragte,

das angefochtene Urteil dahin abzuändern,
daß die Beitragsrechnung vom 29. Oktober 1959

und der Widerspruehsbescheid der Beklagten
\ vom 12. August 1960 aufgehoben werden.,

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen.

Ihrer Auffassung nach ist ein Selbständiger, ungeachtet.des

Umstands, ob er zugleich Einkommen aus einer unselbsthndigen
Beschäftigung zieht oder nicht und ob sein etwaiger Arbeit—

geber als Unternehmer Beiträge zur DAK für ihn als Arbeitneh—

mer entrichtet, beitragspflichtig nach demKGG°Weder aus dem”
KGG noch aus der Rechtsprechung könne-auf eine grundsätzliche

Befreiung von der Beitragspflicht aus diesem Grunde geschlos—

sen werden° Die Beitragsbefreiung sei in @ 11 KGG abschließend
geregelt° Dessen Voraussetzungen Wäfen aber zugunsten des Klä—

gers nicht zu, so daß er unbeschränkt beitragspfliehtig nach

5 10 Abs, 1 KGG sei°

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs. 1 Nr. 1

SGG). Sie ist auch zulässig, da sie form— undz■istgerecht
eingelegt sowie begründet wurde (55 164, 166 SGG)„ Insbesondere
ist die Einlegung der Revision durch den Kläger selbst nicht

zu beanstanden, da er als zugelassener Rechtsanwalt auch in

eigener Sache
vor dem Bundessozialgericht (BSG) reehtswirksam '

Prozeßhandlungen vornehmen kann (@ 166 SGG; vgl. BSG 5, 15, 15%
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'Die Revision ist jedoch nicht begründet°

Gegenstand des anhängigen Rechtsstreits ist der Bescheid der

Beklagten vom 29. Oktober 1959 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheids vom 12. August 1960 (5 95 SGG), durch den der Kläger
auf Zahlung von Beiträgen nach dem KGG in Anspruch genommen wird.

Dieser Bescheid ist, wie die Vorderrichter zutreffend feststell—

ten, rechtmäßig. '

Der Kreis der nach dem KGG beitragepfliehtigen Personen wird

.durch 5 10 dieses Gesetzes festgelegt. Danach ist beitrage—

pflichtig, wer für Arbeitnehmer, Selbständige oder mithelfen—

de Eamilienangehörige Beiträge zu den Berufsgenoseenschaften

nach dem Dritten Buch der Reichsversicherungsordnung (RVG) auf—

zubringen hat oder hätte, wenn diese Personen versichert wären
(5 10 Abs. 1.KGG). Der Kläger erfüllt jene Voraussetzungen.

Hierbei kommt es nicht darauf an, ob er tatsächlich als Unter-
nehmer bei der fachlich zuständigen Berufsgenossenschaft pfli0ht—

versichert ist" Es genügt die Möglichkeit einer freiwilligen Ver-
-sicherung nach @ 539 EVO, die jedenfalls gegeben ist. In seiner

EigenSchaft als selbständiger Rechtsanwalt ist der Kläger Unter—

nehmer im Sinne von 5 29 KSG, @633 EVO; als solcher ist er nach
5 10 Abs. 1 KGGbeitragspflichtig (vgl. BSG in SozR KGG@ 10

Bl. Aa 2 Nr. 2). f
_ ; ' '

Zugunsten des Klägers besteht auch keine Ausnahme von der Bei—
tragspflicht. Sowohl die Befreiungen hiervon als auch die sich

aus einer etwaigen Beitragspflichtkonkurrenz ergebenden Rechts—

folgen sind in 5 10 Abs. 2 und 3, 5 11 Abs. 1 Satz 3 ff, Abs. 2

und Abs. 3 sowie in 5 32 verbunden mit 5 10 Abs. 4 KGG ab—
schließend geregelt. Keiner dieser Tatbestände trifft für die

Person des Klägers zu. Das Vorliegen der Voraussetzungen für

eine Beitragsfrsiheit nach 5 11 Abs. 1 Sätze 3 ff KGG behaup—
tet er nicht einmal. "
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IV„ Ferner kann der Kläger mit dem Argument einer angeblichen Dop—

pelleistung nicht gehört werden; denn der Kindergeldbeitrag

wird von ihm nur einmal, nämlich-in seiner Eigenschaft als
selbständiger Rechtsanwalt — Unternehmer 5 geforderte Dieser

1Umständ séhließt allerdings nicht aus,
däß seine Arbeitgebee

' rin ebenfalls der Beiträgspflieht nach devaGG unterliegt,
und zwar auch insoweit, als deren Beitrag.von dem zwischen

ihr und dem Kläger bestehenden Besehäftigungsverhältnis hit-

gestaltet und bedingt wird„ Die Arbeitgeberin zahlt ihre Bei—
träge indessen im Rechtssinn nicht stellvertretend f ü r den

Kläger, sondern auf_Grund eigener gesetzlicher Verpflichtungo

‘ .Entsprechend der Gesamtkonzeption des KGG trifft die Beitrags—

‚pflicht nur die Unternehmer, nicht aber die unselbständigcn
Beschäftigten, eine Regelung, deren Vereinbarkeit mit dem

Grundgesetz sowohl durch das BVerfG (vgl„ BVerfG 11, 105 ff)

als auch durch den erkennenden Senat (vgl° BSG 6, 215, 237

sowie die anschließende.ständige Rechtsprechung) bestätigt

wurde°

Die unselbständige Beschäftigung des Klägers (Arbeitsverhält—

nis) hat nur insoweit einen Einfluß auf die Beitragspflicht

seiner Arbeitgeberin, als es um die Höhe von deren Beiträgen
geht, gleichgültig nach welchen zulässigen'Berechnungsmä■—

stäben sich diese bestimmt° Ob der Kläger die un3elbständige

Beschäftigung nur nebenher ausübt und ob er aus einer unabhän—
gig hiervoh bestehenden eigenen Unternehmerfunktion selbst bei—
tregspfliehtig ist9 bleibt jedoch für die Recht3pflieht seiner

Arbeitgeberin.ohneiBeleng;aDer„Gedänke der Färsorgepflicht

der Arbeitgeber für die Arbeitnehmer ist — wie der Kläger

zutreffend hervorhebt % die grundsätzliche Rechtfertigung für

die ausschließliche Beitragsheranziehung der Unternehmero Der

Kläger verkennt aber die Bedeutung‘dieseslPrinzipsp wenn er

es in Umkehrung seines Inhalts dazu benutzen will‚ seine eigene

i Beitragsfreiheit als Unternehmer aus der Beitragsleistnng eines
anderen Unternehmens herzuleiteno Wer als selbständiger Unter-

nehmer tätig ist, unterliegt für seine Person auch dann der
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Beitragspflicht nach dem KSG, wenn ein Arbeitgeber, bei dem

'. er gleichzeitig unselbständig beschäftigt wird, für ihn als

betrieblichen Arbeitnehmer Kopfbeiträge an die FAK entrichtet.

Es liegt weiterhin auch kein Fall der Konkurrenz in der Bei—

tragserhebung vor, wie er in 5 11 Abs. 5 Satz 1 KGGgeregelt
ist. Nur wenn ein Selbständiger (Unternehmer) persönlich

mehrfach zu Beiträgen an verschiedene FAKen herangezogen wür—

de,-kann eine Döptelbelastuhg oder Doppelleistung von Bei—
trägen in Betracht kommen. Hier sind aber der Kläger und

seine Arbeitgeberin je nur einmal beitragepflichtig, und,

zwar jeder für sich und aus eigenem Rechtsgrund. Der Irrtum

des Klägers beruht darin, daß er von einer Leistungspflicht

des Arbeitgebers stellvertretend für seinen Arbeitnehmer aus—

geht. Dieser Gedanke bildet zwar ein verfassunprechtlich zu—
lässiges Motiv für die Übertragung der Familiehausgleichs—

lasten insgesamt, ist aber nicht der rechtliche Inhalt der

im GesetzbegründeteneigenständigenBeitragspflicht jedes
Unternehmers. Deshalb bedurfte es auch für den Fall, daß

ein Unternehmerhnbenher gleichzeitig als Arbeitnehmer tätig

ist oder däßp€i■ Arbeitnehmer bei mehreren Arbeitgebern be-

schäftigt wird keiner Regelung im Sinne des @ 11 Abs. 3

Satz 1 KGG. Eine Pflicht zur doppelten Beitragszahlung je

Person kann hier nämlich nicht erwachsen. Zwar werden a13e

dann nach wirtsbhaftlicher Betrachtung möglicherweise

"mehrfache" Beiträge erhoben, indessen nur insoweit, als

der Arbeitnehmer jeweils als Berechnungsfaktor für die

Höhe des Beitrags da und dort angesetzt wird. Ein solches

Verfahren ist jedoch nicht als "Dopbelleistung" anzusehen

und daher nicht zu beanstanden, weil die Beitragspflicht
jedes Arbeitgebers (Unternehmers)

nur einmal besteht und

in Anspruch'genommen wird (vgl. BSG 15, 187, 189). Der mehr—
fache Ansatz eines Arbeitnehmers bei der Berechnung der Bei—

tragshöhe hat mit der Beitragspflicht nichts zu tun. Nach

5 11 Abs. 1 Satz 2 KGG ist der Gesamtbedarf jeder ?AK durch
eine Gesamtumlage aufzxibringeno Die Berechnung und Erhebung
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der Beiträge ist den FAKen überlassen (@ 11 Abs. 1 Satz 5 KGG);
sinngemäß sind dabei die Vorschriften der RVO anzuwenden (@ 29'

KGG)„ Neben der Berechnung des Beitrags nach Entgelten bzwo
nach der Lohnsumme (@ 732 EVO) ist auch die Berechnung nach

Kopfteilen zulässig (vgi„ BSGin SozRKGG“511Bl. Aa 3 Nr„ 3;*
Breithaupt 1962, 603). Welches Verfahren indessen auch angewen4

det wird, die Person des einzelnen Arbeitnehmers spielt hier- '

bei nur insofern eine Rolle, als es auf das von ihm verdiente

Entgelt bzw? auf Seinen "Kopf" als Teil der Belegschaft an—
kommt. Hier Wie dort bildet er eine bloße Rechnungseinheit

zur Feststellung des Umfangs der allein den Unternehmer trefé

fanden Beitragspflicht. Die Rechtsfolgen jedoch9 denen der

einzelne Arbeitnehmer auf Grund eigener Verpflichtung
— etwa

aus persönlicher Unternehmerfunktion — unterfällt‚ haben
_

hierauf keinen Einfluß und sind völlig getrennt zu betrachteno

Ein abweichendes Verfahren ist weder nach dem Gesetz zuläs—

sig noch würde es dem Grundsatz der Gleichbehandlung ent—

sprechen. Überdies wäre, wie das LSG mit rechtspolitischen

Erwägungen zutreffend festgestellt hat, andernfalls jeder
Selbständige in der Lage, sich durch Aufnahme einer gering

entlohnten abhängigen Beschäftigung seiner Beitragspflicht

als Unternehmer
zu entziehen° Dies hätte eine empfindliche

Beeinträchtigung und erhebliche Gefährdung des Beitragsauf—

kommens ür den vom Gesetzgeber gewolltcn berufsständischenFamilie■äé%äfeich

zur Folge()

Nach alledem Wurde der Kläger als Unternehmer zu Recht

auf Beitragsleistung nach dem KGG in Anspruch genommen„

Der Beitragsbescheid der Beklagten ist nicht zu bean—

‘standeno
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Das angefpchtene Urteil ist daher zu bestätigeny-die

Revision des Klägers muß als unbegründet zurückgewie-

sen werden (@ 176 Abs. 1 Satz 1 sea-), '

_
Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGGO
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